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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Behandlung 
wiederkehrender Leistungen bei der Zwangs- 
vol Istreckung in das unbewegliche Vermögen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbei zu führen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäis Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes in seiner 10. Sitzung am 19. Dezember 1949 
nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der sStandpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Dr. Adenauer 


i>rucK: Bonner Üniversitäts-ßuchdruckerel Gebr. Scheur, Öonn 
Xi lein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei der 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen. 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen : 

§ 1 

(1) Soweit es sich um wiederkehrende Leistungen handelt, wird bei 
der Berechnung der Fristen des § 10 Absatz I Nr. 3 und 4 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes die Zeit vom 1. Januar 1945 bis zum 
31. Dezember 1948 nicht eingerechnet. Das gleiche gilt für die Be- 
rechnung der Frist bei Ansprüchen der zweiten Klasse des § 10 
Absatz 1 des Zwangsversteigerungsgesetzes. 

(2) Soweit dadurch der Rang anderer Rechte verschlechtert wird, 
sind Bestimmungen, die für diesen Fall eine vorzeitige Fälligkeit 
vorsehen, nicht anzuwenden. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1950 in Kraft. 
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Begründung 


Nach § 10 Absatz 1 Nr. 3 und 4 des Zwangsversteigerungsgesetzes 
sind die Ansprüche auf Entrichtung der öffentlichen Lasten des 
Grundstücks und die Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen aus 
Rechten an dem Grundstück wegen der laufenden und der aus den 
letzten beiden Jahren rückständigen Beträge bei der Zwangsver^ 
Steigerung in der dritten und vierten Rangklasse zu befriedigen. Die 
Ansprüche wegen der älteren Rückstände werden erst in der sieben- 
ten und achten Rangklasse berücksichtigt. Ähnlich ist die Rechtslage 
bei dem sogenannten Lidlohn (Anspruch aus einem Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis bei einem land- oder forstwirtschaftlichen Grund- 
stück), bei dem neben den laufenden Beträgen die Rückstände 
aus dem letzten Jahre in der Rangklasse zwei befriedigt werden. 

Sobald die Fristen für das Vorrecht hinsichtlich der Rückstände ab- 
laufen, muß der Gläubiger einen Rangverlust befürchten. Will er 
einen solchen Rangverlust vermeiden, so ist er gezwungen, die 
Zwangsvollstreckung zu betreiben und sich durch die Beschlagnahme 
des Grundstücks sein Vorrecht zu sichern. In einer solchen Lage be- 
finden sich Ende des Jahres 1949 vor allem sehr viele Hypotheken- 
gläubiger (Hypothekenbanken usw.), die einen Verlust ihrer Vor- 
rechte befürchten müssen. 

In den letzten Jahren sind Rückstände bei Fiypothekenzinsen in erheb- 
lichem Maße aufgelaufen. Der Grund hierfür liegt darin, daß zahl- 
reiche Grundstücke durch die Zerstörung von Gebäuden im Kriege 
ertragslos geworden sind. Nach dem Zusammenbruch waren die 
Eigentümer nicht mehr in der Lage, ihren dinglich gesicherten Gläu- 
bigern Zinsen im vollen Umfange zu entrichten, da die Nutzungs- 
entschädigung, die früher auf Grund des § 1 Absatz 4 der Kriegs 
Sachschädenverordnung vom 30. November 1949 (RGBl. I S. 1547) 
gezahlt worden war, wegfiel. Die Eigentümer gerieten mit der Ent- 
richtung der öffentlichen Lasten des Grundstücks und der Zinsen 
in Rückstand. Die Gläubiger mußten deshalb erwägen, die Zwangs- 
versteigerung zur Wahrung ihrer Rechte zu beantragen, je näher der 
Zeitpunkt heranrückte, zu dem sie ihr Rangvorrecht verlieren würden. 
Eine solche Häufung von Zwangsversteigerungen, die nur zur Er- 
haltung der Rangvorrechte hätten eingeleitet werden müssen, hätte 
zu einer starken Beunruhigung führen müssen. 

Den Eigentümern, darunter vor allem den Gemeinützigen Wohnungs- 
gesellschaften, wäre durch diese untragbaren Zwangsversteigerungen 
ein unabsehbarer Schaden entstanden. Aus diesen Erwägungen ist 
nach 1945 versucht worden, im Wege eines gerechten Ausgleichs 
zwischen den Interessen der Gläubiger und denen der Schuldner den 
Gläubigern ihr Vorrecht zu erhalten, ohne daß sie genötigt worden 
wären, Anträge auf Einleitung des Zwangsversteigerungs Verfahrens 
zu stellen. Deshalb ist einheitlich in den Ländern Bayern, Hessen, 
Württemberg-Baden, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Schleswig- 
Holstein, Baden, in der Hansestadt Hamburg und in der Freien 
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Hansestadt Bremen eine gesetzliche Regelung dahin getroffen worden, 
daß bei wiederkehrenden Leistungen (§10 Absatz 1 Nr. 3 und 4 
des Zwangsversteigerungsgesetzes) und bei dem Lidlohn die Zeit 
vom 1. Januar 1945 bis zum 31. Dezember 1947 nicht einzurechnen 
ist. Maßgebend sind im einzelnen folgende Gesetze: 

Bayern: 

Gesetz Nr. 87 über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 28. 
Oktober 1947 (Bayer. Ges. u. Verordnungsbl. S. 202); 

Gesetz Nr. 1 1 1 über die Behandlung wiederkehrender Leistungen 
bei der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 
1. April 1948 (Bayer. Ges. u. Verordnungsbl. S. 56). 

Hessen: 

Gesetz über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei der 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 30. Ok- 
tober 1947 (Ges. u. Verordnungsbl. f. d. Land Hessen S. 95); 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Behandlung wieder- 
kehrender Leistungen bei der Zwangsvollstreckung in das unbeweg- 
liche Vermögen vom 3. April 1948 (Ges.- u. Verordnungsbl. f. d. 
Land Hessen S. 49). 

Württemberg-Baden: 

Gesetz Nr. 904 über die Behandlung wiederkehrender Leistungen 
bei der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 
29. Oktober 1947 (Reg. Bl. S. 70); 

Gesetz Nr. 919 zur Änderung des Gesetzes über die Behandlung 
wiederkehrender Leistungen bei der Zwangsvollstreckung in das un- 
bewegliche Vermögen vom 15. Marz 1948 (Reg. Bl. S. 53). 

Bremen: 

Gesetz über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei der 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 2. August 

1947 (Gesetzbl. der Freien Hansestadt Bremen S. 128); 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Behandlung wieder- 
kehrender Leistungen bei der Zwangsvollstreckung in das unbeweg- 
liche Vermögen vom 29. April 1948 (Gesetzbl. der Freien Hansestadt 
Bremen S. 66). 

Nordrhein-Westfalen: 

Verordnung über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 27. Juli 

1948 (Verordnungsbl. f. d. Britische Zone S. 226). 

Niedersachsen: 

wie vorstehend 

Schleswig-Holstein: 

wie vorstehend 

H a n s e s t a d t H a m b u r g : 

wie vorstehend 

Baden: 

Landesgesetz über die Behandlung wiederkehrender Leistungen bei 
der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen vom 6. Au- 
gust 1948 (Badisches Ges. u. Verordnungsbl. 1949 S. 93). 

Die Justizverwaltungen der Länder Rheinland-Pfalz und Württem- 
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berg-HohenzoIlern hatten gemeinsam mit dem Badischen Justizmi- 
nisterium vor der Währungsreform beschlossen, sich der in den 
Ländern Bayern, Hessen und Württemberg-Baden ergangenen Re- 
gelung anzuschließen. Die französische Militärregierung hatte jedoch 
gegen das vom Badischen Landtag am 6. August 1948 be- 
schlossene Gesetz zunächst Widerspruch erhoben und das Gesetz 
erst im Frühjahr 1949 genehmigt. Deshalb kamen die Landesjustiz- 
verwaltungen Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern über- 
ein, die Angelegenheit nicht weiter zu verfolgen. In diesen Landern 
bestand kein dringendes Bedürfnis für die Regelung, weil die Kriegs- 
schäden an Grundstücken im Vergleich zu anderen Ländern nur ge- 
ringfügig sind. 

Am Ende des Jahres 1949 droht nunmehr wiederum ein Rangver- 
lust für Rückstände einzutreten, wenn die in den bisher erlassenen 
Rechtsvorschriften vorgesehene Zeitspanne vom 1. Januar 1945 bis 
zum 31. Dezember 1947 nicht weiter ausgedehnt wird. Hypotheken- 
gläubiger (insbesondere Realkreditinstitute) würden sich genötigt 
sehen, die Einleitung des Zwangsversteigeriingsverfahren.s zu bean- 
tragen, um ihr Rangvorrecht nicht einzubüßen. Geldinstitute, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen müßten in Betracht ziehen, 
daß die Rückstände, die ihren Rang verlieren, zumeist auf einen 
Erinnerungsposten abzuschreiben wären und nicht mehr zum Regel- 
wert aktiviert werden könnten. Es wäre zweifelhaft, ob die Bank- 
aufsichts- und Versicherungsaufsichtsbehörden diese Minderung der 
Aktiven bei der Zuteilung der Ausgleichsforderungen, die den In- 
stituten zur Deckung ihrer Passiven zustehen (§§ 11, 22 Absatz 2, 
§ '24 Absatz 2, § 25 des Umstellungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 3 der 33. Durchführungsverordnung zum Umstellungsgesetz) an- 
erkennen würden. 

Die Länder wiederum sind sehr erheblich daran interessiert, daß 
diese Zinsforderungen eingebracht werden können, weil sie ihre Ab- 
tretung nach § 4 Absatz 4 der 2. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesctz (Bankenverordnung), § 6 Absatz 2 der 23. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgeset/. (Umstellungsrechnung 
der Versicherungsunternehmen) und § 3 Absatz 5 der 33. Durch- 
führungsverordnung zum Umstellungsgesetz (Bausparkassenverord- 
nung) verlangen können. 

Die Einleitung zahlreicher Versteigerungsverfahren an Grundstücken, 
die von Kriegsschäden betroffen sind, würde nicht nur den berech- 
tigten Unwillen der geschädigten Eigentümer hervorrufen, sondern 
auch Kosten verursachen, die sachlich nicht zu vertreten wären. In 
Erweiterung der bisherigen Rechtsvorschriften sieht der Entwurf 
daher in § 1 Absatz 1 vor, daß bei der Berechnung der Fristen des 
§ 10 Absatz 1 Nr. 3 und 4 des Zwangsversteigerungsgesetzes, so- 
weit es sich um wiederkehrende Leistungen handelt, die Zeit vom 
1. Januar 1945 bis zum 31. Dezember 1948 nicht eingerechnet wird. 
Entsprechendes ist für die Fristberechnung beim Lidlohn im Falle 
des § 10 Absatz 1 Nr. 2 des Zwangsversteigerungsgesetzes im § 1 
Absatz 1 des Entwurfs bestimmt. § 1 Absatz 2 des Entwurfs schließt 
es aus, daß ein Gläubiger, dessen Rang sich durch die Vorrechtsver- 
längerung verschlechtert, sich auf eine Bestimmung des Inhalts, daß 
im Falle der Rangverschlechterung eine vorzeitige Fälligkeit eintrete, 
berufen kann. Dieser Nachteil ist für Gläubiger, die durch die Vor- 
rechtsverlängerung betroffen werden, tragbar. Es wird nur gering- 
fügig sein, weil die Rechte durch die Umstellung Einbußen erlitten 
haben. 
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Die neue Regelung tritt an die Stelle der oben angeführten Gesetze, 
die nach Artikel 125 Nr. 1 und 2 des Grundgesetzes Bundesrechr 
geworden sind. Eine Ausnahme für die Länder Rheinland-Pfalz und 
Württemberg -Hohenzollern, in denen die Einrechnung der Jahre 
1945 bis 1947 bisher nicht galt, kann im Interesse der einheitlichen 
Regelung nicht getroffen werden. 

Die Erstreckung der Rangvorrechte um ein weiteres Jahr wird zu- 
nächst zur Beruhigung der beteiligten Kreise beitragen. 

Um die Verbindung mit den früheren gesetzlichen Vorschriften her- 
zustellen, ist es notwendig, das Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 
1950 zu erlassen (§ 2). 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

des Deutschen Bundesrats zu dem Entwurf eines Gesetzes über 
die Gewährung von Straffreiheit. 

Der Deutsche Bundesrat stimmt dem Gesetzentwurf mit folgender 

Maßgabe zu: 

1. Hinter § 1 wird folgender § 2 eingefügt: 

„§ 2 

Für die Länder Pvheinland-Pfalz und WürUcmbcrg-HohenzolIern 
und den bayerischen Kreis Lindau gilt folgende Übergangsbe- 
stimm.ung : 

(1) Zwangsversteigerungsverfahren, in denen der Zuschlag bis 
zum 31. Dezember 1949 rechtskräftig erteilt worden ist, wer- 
den von der in § 1 Absatz 1 angeordneten Fristverlängerung 
nicht berührt; laufende Teilungspläne in der Zwangsverwal- 
tung bleiben bis zu dem gleichen Zeitpunkt in ihrer Geltung 
unberührt. 

(2) Bei der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen 
kann der Rang von Rechten an Grundstücken, die in der 
Zeit vom 1. Januar 1945 bis zum 31. Dezember 1949 be- 
gründet worden sind, durch die in § 1 Absatz 1 angeord- 
nete Fristverlängerung nicht verschlechtert werden.” 

2. Der bisherige § 2 wird § 3. 

Begründung: 

Die Länder Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern und 
der bayerische Kreis Lindau hatten im Gegensatz zu den ande- 
ren Ländern des Bundesgebietes keine gesetzlidie Regelung dahin 
getroffen, daß bei wiederkehrenden Leistungen (§10 Absatz 1 
Nr. 3 und 4 des Zwangsversteigerungsgesetzes) und bei dem 
Lidlohn (§10 Absatz 1 NT. 2 des Zwangsversteigerungsgesetzes) 
die Zeit vom 1. Januar 1945 bis 31. Dezember 1947 nicht ein- 
zurechnen sei. Es muß vermieden werden, daß die Erstreckung 
der Rang Vorrechte durch die Vorschrift des § 1 Absatz 1 des 
vorliegenden Entwurfs in diesen Ländern ein Wiederaufleben des 
Ranges bei denjenigen Ansprüchen auf wnederkehrende Leistungen 
aus Grundstücksrechten in der Zwangsversteigerung zur Folge 
hat, die in diesen Ländern inzwischen mangels gesetzlichen Frist- 
aufschubs ihres Ranges bereits verlustig gegangen sind. Für Rhein- 
land-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und den bayerischen Kreis 
Lindau ist daher eine Übergangsregelung notwendig. Demgemäß 
soll in Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und dem 
bayerischen Kreis Lindau die durch § 1 Absatz 1 des Entwurfs 
festgesetzte Fiistverlängerung auf Zwangsversteigerungs verfahren, 
in denen der Zuschlag bis Ende dieses Jahres rechtkräftig erteilt 
worden ist, ohne Einfluß sein. Es dürfte nicht vertretbar sein, in 
solchen Zwangsversteigerungsverfahren für Rheinland-Pfalz, Würt- 
temberg-Hohenzollern und den bayerischen Kreis Lindau eine 
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auf den 1. Januar 1945 zurückwirkende Vor rechts Verlängerung 
eintreten zu lassen (vgl. § 2 Absatz 1 Satz 1). Entsprechendes 
muß für laufende Teilungspläne in der Zwangsverwaltung gelten 
(vgl. § 2 Absatz 1 Halbsatz 2). 

Ferner darf die Fristverlängerung in Rheinland-Pfalz, Württem- 
berg-Hohenzollern und dem bayerischen Kreis Lindau nicht zu 
einer Beeinträchtigung der Rechtsstellung solcher dinglich Be- 
]cchtigter führen, deren Rechte in der Zwischenzeit (1. Januar 
1945 — 31. Dezember 1949) in das Grundbuch eingetragen wor- 
den sind (§ 2 Absatz 2). 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem Vorschlag des Bundesrats. 

Der in dem neuen § 2 Absatz i Halbsatz i für die Länder Rhein- 
land-Pfalz und Württemberg -Hohenzollern und den bayerischen 
Kreis Lindau vorgeschlagcnc Zusatz des Inhalts, daß Zwangs ver- 
vcrsteigcrungsverfahren, in denen der Zuschlag bis zum 31. Dezem- 
ber 1949 rechtskräftig erteilt worden ist, von der Fristverlängerung 
nicht berührt werden, erscheint überflüssig. Es ist ein anerkannter 
Grundsatz des Verfahrensrechtes, daß bei der sogenannten rück- 
wirkenden Kraft von Gesetzen nur solche Fälle erfaßt werden, die 
nicht schon rechtskräftig entschieden sind (vgl. Stein-Jonas: Kommentar 
zur ZPO, 17. Auflage, § 322 VIII 1). Dieser Grundsatz gilt auch 
im Zwangsversteigerungsverfahren (vgl. Jonas-Pohle: Zwangsvoll- 
streckungsnotrecht, 15. Aufl., S. 343). Deshalb hat das Gesetz auf 
Verfahren, in denen bis zum 31. Dezember 1949 der Zuschlag 
rechtskräftig erteilt worden isi, keinen Einfluß. Die Rechtslage ist 
hinsichtlich der Länder Rheinland - Pfalz und Württemberg-Hohen- 
zollern und des bayerischen Kreises ländau genau die gleiche, wie 
sie sich bei dein Inkrafttreten der voraufgegangenen Gesetze der 
amerikanischen Zone und der Verordnung der britischen Zone er- 
gab. Damals ist von einer ausdrücklichen Vorschrift, wie sic jetzt 
für die Länder Rheinland-Pfalz, Württemberg- Hohenzollern und den 
bayerischen Kreis Lindau vorgeschlagen wird, abgesehen worden. Wenn 
jetzt eine solche Vorschrift in das Gesetz aufgenommen wird, wäre zu 
befürchten, daß in den übrigen I/ändern, für die sie nicht gilt, im 
Umkehrschluß gefolgert werden könnte, das Gesetz habe insoweit 
auch Einfluß auf rechtskräftig abgeschlossene Verfahren. Der von dem 
Bundesrat vorgeschlagene Zusatz erscheint deshalb auch in gewisser 
Hinsicht für die praktische Anwendung des Gesetzes bedenklich. 

Der von dem Bundesrat in dem neuen § 2 Absatz i Halbsatz 2 
vorgeschlagene Zusatz des Inhalts, daß laufend Teilungspläne in 
der Zwangsverwaltung bis zum 31. Dezember 1949 in ihrer Gel- 
tung unberührt bleiben, wird nicht angenommen werden können. 
Die Vorschriften des vorgeschlagenen Gesetzes beziehen sich nur 
auf das Vorrecht bei Rückständen in der Zwangsversteigerung. In 
der Zwangs Verwaltung können sie dagegen keine Bedeutung erlangen, 
weil nach § 155 ZVG in der Zwangsverwaltung nur laufende Be- 
träge berücksichtigt werden (vgl. Jonas-Pohle: Zwangsvollstreckungs- 
notrecht, 15. Aufl., S. 340). 

Der in dem neuen § 2 Absatz 2 vorgesdilagene Zusatz, daß der 
Rang solcher Rechte, die in der Zeit vom 1. Januar 1945 bis zum 
31. Dezember 1949 begründet worden sind, durch die Fristverlängerung 
nicht verschlechtert werden solle, führt zwangsläufig zu dem Insti- 
tut des relativen Ranges. Relative Rangverhältnisse erschweren den 
Grundbuchverkehr und erschweren die Übersicht auf unübersehbare 
Zeit. Es sollte deshalb aus grundsätzlichen Erwägungen vermieden 
werden, eine solche Regelung einzuführen. Die von dem Bundes- 
rat vorgeschlagene Lösung will auch deshalb bedenklich erscheinen, 
weil sie in den voraufgegangenen Gesetzen der amerikanischen Zone 
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und der Verordnung der britischen Zone nicht enthalten war. 
Ein Bedürfnis, die zwischenzeitlich eingetragenen Rechte besonders 
zu schützen, ist damals nicht hervorgetreten. Es wird auch heute 
nicht anzuerkennen sein, weil es sich bei der Fristverrängerung der 
Vorrechte nur um eine verhältnismäßig geringfügige Beeinträchtigung 
der zwischenzeitlich eingetragenen Rechte handelt. Eine derartige Be- 
einträchtigung wird in den Ländern Rheinland-Pfalz und Württem- 
berg-Hohenzollern und dem bayerischen Kreis Lindau ebenso in Kauf 
genommen werden können, wie es in den übrigen Ländern des 
Bundesgebiets der Fall ist. 

Aus den dargelegten Gründen ist die Bundesregierung nicht in der 
Lage, dem vorgeschlageneri neuen § 2 zuzustimmen. 
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